
��������� � ����������������������������	�
���

�����������	
��
�����	
���������	
��������


��

�
�

Gespräch mit Bernhard Lorenz zur 
„Linken“ und ihrer Vergangenheit 
 
Bei der Bundestagswahl 2005 errang 
die „Linke“ rund eine Million frühere 
SPD-Stimmen, aber auch 280.000 
Stimmen von früheren Unionswählern. 
In weiten Teilen des Ostens ist die 
„Linke“ wesentlich stärker als die 
SPD, was sowohl für Anzahl der Wäh-
ler als auch für die der Mitglieder gilt.  
 
Spätestens seit die „Linke“ erstmals in 
Bremen, Hessen, Niedersachsen und 
Hamburg bei Landtagswahlen im Wes-
ten die Fünf-Prozent-Hürde gemeistert 
hat, wittert die Partei Morgenluft.  
 
Heute, 20 Jahre nach dem Fall der 
Mauer und der Wiedervereinigung, ist 
die Nachfolgepartei der SED stärker 
denn je. Umso wichtiger ist eine offen-
sive Auseinandersetzung mit der 
„Linken“, ihrer Vergangenheit, ihrem 
Geschichtsverständnis und ihren politi-
schen Forderungen. In dem folgenden 
Interview setzt sich der Fraktionsvor-
sitzende Bernhard Lorenz mit dem 
Selbstverständnis der „Linken“ ausein-
ander. 
 
Herr Lorenz, wieso ist die Vergangen-
heit der „Linken“ so wichtig für die 
heutige Politik? 
 
Auch wenn es unzureichend wäre, die 
„Linke“ allein mit antikommunisti-
schen Argumenten zu bekämpfen: Um 
diese linksextremistische Partei zu-
rückzudrängen, bleibt es bedeutsam, 
ihre Geschichte immer wieder zu ver-
gegenwärtigen.  
 
Wir müssen diskutieren, was die 
„Linke“ als SED in der DDR getan hat. 

Aber auch darzulegen, wie sie heute 
darüber schreibt oder spricht. 
 
Was ist daran so bedeutsam? 
 
Die „Linke“ stammt im Kern aus der 
PDS, die wiederum aus der SED her-
vorging. niemand hat die SED jemals 
aufgelöst, wodurch die „Linke“ unter 
anderem ihr gigantisches Vermögen 
verloren hätte. Damit gründet die 
„Linke“ hauptsächlich auf einer Dikta-
turpartei, die für massive Menschen-
rechtsverletzungen verantwortlich war.  
 
Bis 1989 hat sie unschuldige Menschen 
quälen, foltern und ermorden lassen. 
Bis heute haben sich die von der SED 
über die PDS zur Linkspartei umbe-
nannten Genossen nicht klar und ein-
deutig von den im Namen des Sozialis-
mus begangenen Verbrechen distan-
ziert. Noch immer versuchen sie, die 
eigene Vergangenheit zu verharmlosen 
und schönzureden. 

Mit welchen Mitteln versucht die 
„Linke“, die Vergangenheit schönzu-
reden? 
 
Um von SED Verbrechen abzulenken, 
versucht die „Linke“ den Eindruck zu 
erwecken, die Stasi habe in der SED-
Diktatur wie ein „Staat im Staate“ 
agiert. Damit will die „Linke“ die Ver-
antwortung der SED für ihre Verbre-
chen vertuschen.  
 
Die „Linke“ nutzt die Stasi als 
„Sündenbock“. Doch die Stasi war das 
zentrale Herrschaftsinstrument der 
SED und für die Sicherung der Macht 
der SED zuständig. Die SED hat re-
giert, die Stasi exekutiert. 
 
Das Problem sind also die Machen-
schaften der SED? 
 
Nein, es beginnt strukturell schon frü-
her. Auch wenn sich die DDR immer 
wieder als „antifaschistisches Deutsch-
land“ präsentierte: es gab auch in der 
DDR nach 1945 keine Stunde Null. 
Die Feststellung in Artikel 6 der DDR-
Verfassung, man habe den Nazismus 
ausgerottet, ist schlichtweg falsch.  
 
Die SED hatte 1948 auf Empfehlung 
Stalins nicht nur die Gründung der 
SED-hörigen Nationaldemokratischen 
Partei Deutschlands als Auffangorgani-
sation für „geläuterte“ NS-Kader und 
Wehrmachtssoldaten realisiert, sondern 
auch selbst im großen Stil ehemalige 
NSDAP-Mitglieder in ihre Reihen auf-
genommen.  
 
 
 

(Fortsetzung auf Seite 3) 
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"Niemand will die HSK privatisieren. 
Die SPD kann sich ihre Kampagne 
sparen," reagiert Dr. Reinhard Völker, 
gesundheitspolitischer Sprecher der 
CDU-Rathausfraktion, auf die jüngste 
Ankündigung der SPD-Fraktion zum 
kommunalen Krankenhaus. Eine Ges-
pensterdebatte werde durch ständiges 
Wiederholen nicht lebendiger. "Abge-
sehen von ver.di und der SPD redet 
niemand von Privatisierung, und das ist 
gut so!", macht Dr. Völker deutlich: 
 
"Die Protagonisten der Diskussion um 
die Klinik-Privatisierung von SPD und 
ver.di müssen sich fragen lassen, ob sie 
wissen, was sie tun." Durch dauerndes 
Schlechtreden werden nicht nur bei 
Patienten Ängste geschürt. Auch im 
Hinblick auf das Personal entstehe gro-
ßer Schaden. "Wer die Mitarbeiter so 
verschreckt, darf sich nicht wundern, 
wenn gute Leute abwandern," kritisiert 
Völker. Erst vor kurzem sei es Klinik-
dezernent Detlev Bendel gelungen, den 
renommierten Thorax-Chirurgen Pro-
fessor Schirren wieder zurück zur HSK 
zu holen. "Mit ihrem verantwortungs-
losen Gerede konterkarieren SPD und 
Gewerkschaft die Bemühungen zur 

Stärkung des Krankenhauses," so Dr. 
Völker. "Wenn die SPD etwas zur Ver-
besserung der Wirtschaftssituation der 
Klinik tun will, soll sie bei Bundesge-
sundheitsministerin Schmidt Druck 
machen und auf bessere Finanzausstat-
tung der Krankenhäuser dringen," emp-
fiehlt Völker: "Unter Parteikollegen 
redet es sich üblicherweise leichter." 
Mit der angekündigten Öffentlichkeits-
kampagne zugunsten der Erhaltung der 
HSK als kommunales Krankenhaus 
werde die SPD hingegen lediglich Tü-
ren einrennen, die sperrangelweit offen 
stehen. 
 
Im übrigen sei es auffällig, dass bei der 
Ankündigung hierzu der gesundheits-
politische Sprecher der SPD-Fraktion 
völlig außen vor geblieben sei. "Hier 
engagieren sich der Fraktionsvorsitzen-
de sowie der Landtagsabgeordnete, die 
beide als Gesundheitspolitiker bisher 
nicht in Erscheinung getreten sind," 
bemerkt der CDU-Gesundheitssprecher 
abschließend: "Das lässt den Schluss 
zu, dass es nicht um die Sache geht, 
sondern darum, populistische Effektha-
scherei zu betreiben."  

(red) 
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(Fortsetzung des Interviews von S. 1) 
 
Wie hoch war denn die Anzahl der 
NSDAP-Mitglieder innerhalb der 
SED? 
 
Eine Zählung bei der Parteiüberprü-
fung 1950/51 ergab, dass sich 174.928, 
also mehr als 10 %, der SED-
Mitglieder dazu bekannten, vorher der 
NSDAP oder einer ihrer Gliederungen 
angehört zu haben. 1959 gab es unter 
400 Volkskammerabgeordneten der 
DDR 31 ehemal ige NSDAP-
Mitglieder. Auch dieser Teil der Ver-
gangenheit wird von der „Linken“ ge-
leugnet und alleine diese Tatsache 
wirft ein deutliches Licht auf das 
Selbstverständnis der „Linken“. 
 
In welche Richtung läuft denn die 
Aufarbeitung der eigenen Vergangen-
heit bei der „Linken“? 
 
Ihre beschönigend als „Aufarbeitung 

der Geschichte“ überschriebene Ausei-
nandersetzung mit der eigenen Vergan-
genheit läuft zielgerichtet auf die eben-
so einfache wie falsche Formel hinaus:  
 
Der Sozialismus ist eine gute Idee, er 
wurde nur schlecht ausgeführt. Nach 
dieser Maßgabe werden alle in seinem 
Namen begangenen Verbrechen und 
Opfer pauschalisierend auf den soge-
nannten „Stalinismus“ verengt. Das 
wäre so, wenn jemand den Nationalso-
zialismus grundsätzlich für gut erach-
tet, aber seine Pervertierung durch 
Hitler für misslungen hält. 
 
Wieso? 
 
Die Absicht dieser historischen Simpli-
fizierung und Personifizierung ist klar: 
Indem der regimeimmanente Terror 
unzulässigerweise allein auf den 
„Stalinismus“ geschoben wird, lenkt 
die Linkspartei vom totalitären Grund-
charakter jeder sozialistischen Diktatur 

ab. Der zwingende Zusammenhang 
zwischen Ideologie und Praxis soll 
dadurch verschleiert werden. Nach 
dieser Art „Reinwaschung“ können 
dann sogenannte „sozialistische Errun-
genschaften“ umso leichter und unbe-
schwerter als nachahmenswerte Zeug-
nisse eines lediglich „missglückten 
Versuchs“ verteidigt werden. Im trü-
ben Licht dieser grotesken Verfäl-
schung historischer Tatsachen er-
scheint der Linkspartei die Wiederho-
lung des „Sozialismus auf deutschem 
Boden“ nicht nur legitim, sondern so-
gar erstrebenswert, mit all ihren Fol-
gen. 
 
Das Interview mit Bernhard Lorenz 
wird im nächsten Wiesbaden extra 
fortgesetzt. Im zweiten Teil lesen Sie 
mehr zu den Folgen des Sozialismus 
und wie sich Mauerbau und Schießbe-
fehl aus linker Sichtweise darstellen. 
 

(red) 

Bei der konstituierenden Landtagssit-
zung hat Horst Klee erneut als Alters-
präsident die Eröffnungsrede gehalten. 
Wiesbaden extra hat einige Zitate für 
Sie zusammengestellt. 
 
Zum Wahlausgang 
 
„Das Wahlergebnis der Landtagswahl 
vom 18. Januar diesen Jahres hat nicht 
jede der hier im Parlament vertretenen 
Parteien befriedigt. Es ist nicht meine 
Aufgabe, dies näher zu kommentieren. 
Aber es gibt begründeten Anlass dar-
auf zu hoffen, dass es stabile Regie-
rungsverhältnisse gibt. Daraus werden 
sich, dies ist in der parlamentarischen 
Demokratie so gewollt, Auseinander-
setzungen entwickeln. Es wird gerun-
gen werden um die besseren Konzepte 
und Lösungsansätze für unser Land 
Hessen. 
 
Ich wünsche uns dabei eine Streitkul-
tur, die eher zu einer Werbeveranstal-
tung für unsere Demokratie wird, als 
dass sich unsere Gäste auf der Tribüne 

oder die Fernsehzuschauer mit Grau-
sen abwenden. Unsere Sitzungen sind 
öffentlich und was sich hier abspielt, 
gesehen und gehört wird, wird kom-
muniziert. Dies muss allen Akteuren 
klar und bewusst sein.“ 
 
Zum öffentlichen Ansehen der Politik 
 
„Die Wahlbeteiligung, die wir bei den 
letzten Wahlen erreichten, muss uns 
alle zum Nachdenken zwingen, wie 
wir wieder mehr Menschen erreichen 
und an der politischen Willensbildung 
beteiligen können. Wenn nur noch 7% 
der Bundesbürger eine positive Mei-
nung von Politikern haben, ist dies 
mehr als alarmierend.  
 
Wir sollten uns gemeinsam bemühen, 
Ansehen und Stellenwert der Politik 
durch unser persönliches Handeln po-
sitiv zu beeinflussen. Gute Beispiele 
können auch Motivation bedeuten. 
Versuchen wir es einfach. Jetzt gilt es 
den durch die Wählerinnen und Wäh-
ler erteilten Auftrag zu erfüllen.“ 

Zu Amerika und Barack Obama 
 
„Die Hoffnungen der Amerikaner und 
der Welt, die mit der Person Barack 
Obamas verbunden sind, sind gewaltig. 
Die ersten Maßnahmen, die er auf den 
Weg gebracht hat, machen Hoffnung. 
Seine Kritik an den Wall Street Bän-
kern, die die Finanzmärkte „an den 
Baum“ gefahren haben und sich dann 
18,3 Milliarden Bonus gewähren, war 
an Deutlichkeit nicht zu überbieten. 
Konjunkturprogramm, neue Irak-Poli-
tik, neue Energiepolitik und Schlie-
ßung von Guantanamo sind erste An-
zeichen, dass er nicht nur redet, son-
dern auch kraftvoll handelt. Dass die 
Bundesrepublik Häftlinge aus Guanta-
namo aufnehmen sollte, kann ich nicht 
nachvollziehen. Amerika ist fähig, 
dieses Thema alleine zu lösen.“ 
 
Horst Klee schloss seine Rede mit ei-
nem Zitat von Albert Einstein: „Per-
sönlichkeiten werden nicht durch schö-
ne Reden geformt, sondern durch Ar-
beit und Leistung“. (red) 
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Nicole Röck-Knüttel: Neue Frauen-
beauftragte hat Bewährungsprobe 
längst bestanden 
 
Gleich "doppelten Anlass zur Freude" 
sieht Nicole Röck-Knüttel, frauenpoli-
tische Sprecherin der CDU-Rat-
hausfraktion angesichts der endgülti-
gen Besetzung der Position der Kom-
munalen Frauenbeauftragten mit der 
bisher kommissarischen Stelleninhabe-
rin Saskia Veit-Prang. "Die offizielle 
Vakanz im Frauenreferat geht zu Ende 
und die bisherige erfolgreiche Tätig-
keit Frau Veit-Prangs lässt für die wei-
tere Zukunft noch viel Gutes für die 
Frauen in Wiesbaden hoffen," so die 
CDU-Frauenpolitikerin. 
 
"Die jetzt zu Ende gehende Vakanz im 
Frauenreferat war eigentlich keine," 
erinnert Röck-Knüttel an den Um-
stand, dass Frau Veit-Prang unmittel-
bar nach dem unerwarteten Weggang 

Brigitta Trutzels die Stelle kommissa-
risch übernommen hatte. "Sie hat die 
neue Aufgabe entschlossen angepackt 
und so für Kontinuität im Frauenrefe-
rat gesorgt," lobt die CDU-Stadtver-
ordnete, die auch dem Frauenaus-
schuss vorsteht, das Engagement der 
'Troubleshooterin'.  
 
Erfolgreiche Projekte, wie das Wiesba-
dener Bündnis für Familie, habe die 
Frauenbeauftragte fortgeführt und be-
reits neue Akzente gesetzt.  
 
Besonders zugute komme Veit-Prang, 
die zuvor in der Integrationsabteilung 
tätig war, ihre langjährige Erfahrung in 
der Stadtverwaltung. "Networking ist 
heutzutage das A und O moderner 
Frauenpolitik," bemerkt Nicole Röck-
Knüttel: "Die neue Frauenbeauftragte 
ist überall gut vernetzt, von den diver-
sen Frauenvereine und Interessengrup-
pen über die Stadtverwaltung und an-

dere öffentliche Stellen bis hin zu Un-
ternehmen in der Stadt." 
 
Letzteres sei gerade für die Verbesse-
rung der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf von entscheidender Bedeu-
tung. "Echte Wahlfreiheit für das eige-
ne Lebensmodell herstellen zu helfen, 
ist zentrale Aufgabe im Frauenreferat. 
Den einen Lebensentwurf, mit dem 
alle glücklich wären, kann es nicht 
geben," betont die CDU-Politikerin 
nachdrücklich.  
 
Deshalb seien auch die individuellen 
Informations- und Beratungsangebote 
als Markenzeichen des Wiesbadener 
Referats so wertvoll, stellt die Aus-
schussvorsitzende fest. Sie freue sich 
auf die Fortsetzung dieser guten Zu-
sammensetzung, so Nicole Röck-
Knüttel abschließend. 
 

(red) 

Dr. Reinhard Völker zum Bericht der 
Bildzeitung: „SPD-Chef Arno Goß-
mann geht zum Herz-Check nach 
Mainz. Hat er kein Vertrauen in 
HSK?"  
 
"Während die Wiesbadener SPD zur 
großen Unterstützungs-Kampagne für 

die HSK aufruft, geht ihr Chef Arno 
Goßmann zum Herzcheck an eine 
Mainzer Klinik. Hat er kein Vertrauen 
in die HSK?", fragt Dr. Reinhard Völ-
ker, gesundheitspolitischer Sprecher 
der CDU-Rathausfraktion angesichts 
des kardiologischen Ausflugs Goß-
manns auf die andere Rheinseite. 
 
Selbstverständlich gelte die freie Arzt-
wahl auch für den Wiesbadener SPD-
Unterbezirksvorsitzenden. Allerdings 
sei es für den medizinischen Ertrag 
nicht erforderlich, einen Herz-Check 
durch einen halbseitigen Bericht in 
einer großen Boulevard-Zeitung zu 
begleiten.  
 
"Wenn ein Mitglied der Wiesbadener 
Stadtregierung mit großer Pressebe-
gleitung die Dienste eines auswärtigen 
Krankenhauses in Anspruch nimmt, 
leistet er dem Gesundheitsstandort 
Wiesbaden einen Bärendienst," macht 
der CDU-Stadtverordnete deutlich. 
 
"Der Ausflug nach Mainz ist eine klare 

Misstrauenserklärung an die Adresse 
der Wiesbadener Kliniken, speziell der 
HSK als dem kommunalen Kranken-
haus der Landeshauptstadt." 
 
Der unerfreuliche Vorgang zeige ein-
mal mehr, dass beim Einsatz für die 
HSK als kommunalem Krankenhaus 
Anspruch und Wirklichkeit bei der 
Wiesbadener SPD weit auseinander 
klaffen.  
 
"Die angekündigte Kampagne der SPD 
Wiesbaden zugunsten der HSK ver-
fängt noch nicht einmal beim eigenen 
Vorsitzenden," stellt Gesundheitsex-
perte Dr. Völker fest.  
 
"Das mag daran liegen, dass das Priva-
tisierungsgerede von SPD-Fraktion 
und ver.di von niemandem ernst ge-
nommen wird." 
 

(red) 
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Ein Bericht zum Seminar der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung in Schloss 
Eichholz 
 
Es war wieder einmal so weit. Eine 
kleine Gruppe Interessierter aus dem 
Kreis der Wiesbadener CDU fuhr ge-
meinsam zu einem Seminar der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung (kas). Diesmal 
waren es der Geschäftsführer der 
CDU-Rathausfraktion, Dr. Sven-Uwe 
Schmitz, und Mitglieder der CDU Er-
benheim, Stefan Schmidt und Marcus 
Auth. Das Thema der Veranstaltung 
lautete „Wohin entwickeln sich die 
Parteien in Deutschland?“. Getagt wur-
de im Bildungszentrum Schloss Eich-
holz. 
 
Referenten aus mehreren Parteien 
 
Das Besondere an diesem zweitägigen 
Seminar bestand darin, dass die Pro-
grammatik und Koalitionsoptionen 
nicht alleine aus Sicht der CDU darge-
stellt wurden. Die kas hatte Vertreter 
verschiedener Parteien eingeladen, 
sodass ein Sozialdemokrat über die 
SPD, ein Freidemokrat über die FDP 
und ein Grüner über Bündnis90/Die 
Grünen berichteten.  
 
Nur auf die Einladung eines Linken 
hatte man verzichtet; hier übernahm 
ein Wissenschaftler das Referat. Dr. 
Harald Bergsdorf von der Universität 
Bonn hielt einen Vortrag zum Thema 
„Unaufhaltbarer Aufstieg der Linken? 
Programmatik, Strategien, Ziele, Kon-
sequenzen aus den Wahlergebnissen“. 
 
Die Tagung begann Samstagmittag mit 
der Einleitung durch den kas-
Mitarbeiter Dr. Ralf Baus. Im Parteien-
system der Bundesrepublik haben sich 
seit 2005 deutschlandweit fünf Partei-
en etabliert. Gleichzeitig ging der An-
teil der Stammwähler zurück; das 
Wahlverhalten wurde volatiler; die 
Mobilisierungs- und Integrationskraft 
der Volksparteien sanken:  
 
Enormer Vertrauensverlust  
 
Das Vertrauen in die Parteien sank 
zwischen 1995 und 2005 von 41 auf 17 

Prozent. Seit 1990 verlor die SPD ein 
Viertel, die CDU etwa ein Drittel ihrer 
Mitglieder. Während die Volksparteien 
zu ihren Hochzeiten von über 90 Pro-
zent der Wähler bevorzugt wurden, 
waren es 2005 nur noch 69,4 Prozent 
der abgegebenen Stimmen, was einem 
Anteil von 53 Prozent an den Wahlbe-
teiligten entsprach. Das hatte zur Fol-
ge, dass die Bildung stabiler Regierun-
gen schwieriger und bunter wurde. 
Zwischen 1990 und 2008 gab es in den 
Bundesländern vierzehn verschiedene 
Regierungskonstellationen.  
 
Die beiden anderen Referate am Sams-
tag von Stefan Ott, dem Kölner SPD-
Vorsitzenden, bzw. von Wulf Pabst, 
FDP-Ratsmitglied aus Aachen, hatten 
einen stärkeren Aktualitätsbezug: Der 
Sozialdemokrat wollte angesichts der 
bevorstehenden Landtagswahlen im 
Saarland, in Sachsen und Thüringen 
die Linkspartei als möglichen Koaliti-
onspartner nicht grundsätzlich aus-
schließen. Der Freidemokrat vermoch-
te angesichts des Ergebnisses in Hes-
sen und der aktuellen Umfrageergeb-
nisse zur Bundestagswahl keine Alter-
native zu Schwarz-Gelb sehen.  
 
Umso interessanter versprach das Re-
ferat über die Grünen am Sonntag zu 
werden: Nachdem Schwarz-Grün in 
Hamburg regiert, stellt sich die Frage, 
ob sich die Grünen nach wie vor pri-
mär im linken politischen Lager veror-
ten oder ob sie weiter verbürgerlichen? 
 
Grüne in schwieriger Situation 
 
Der frühere grüne Bundestagsabgeord-
nete Prof. Dr. Hubert Kleinert analy-
sierte eine schwierige Situation für die 
Grünen. Ihnen fehle für die Bundes-
tagswahl 2009 eine realistische Macht-
option. Zwar werde strategisch betont, 
dass die Grünen für jede Konstellation 
offen seien, inhaltlich hätten sie sich 
aber eindeutig links positioniert:  
 
Mit dem Afghanistan-Sonderparteitag 
hätten sich die Grünen von Fischers 
Außenpolitik verabschiedet, mit ihrem 
Parteitag zur Sozialpolitik verwarfen 
sie Hartz IV, mit ihren energiepoliti-

schen Beschlüssen gegen Atom- und 
gegen Kohlkraft hätten sie sich ins 
Abseits manövriert. Mit einer eigen-
ständigen, linksorientierten Positionie-
rung könnten Grüne bei Wahlen zwar 
gut abschneiden, aber nur auf Kosten 
möglicher linker Koalitionspartner; 
bürgerliche Konstellationen würden 
dadurch eher unwahrscheinlich. 
 
Auch CDU in der Krise? 
 
Abschließend referierte Prof. Dr. 
Langguth. Der Merkel-Biograph räum-
te ein, dass sich auch die CDU in einer 
Krise befinde. Es werde immer schwe-
rer zu erkennen, worin die christlich-
demokratische Identität bestehe. Leider 
blieb nicht mehr ausreichend Zeit, um 
über diesen Aspekt zu diskutieren. 
Welche Konsequenzen aus den Einzel-
referaten zu ziehen seien, blieb eben-
falls unbesprochen. 
 
Ein Fünf-Parteien-System, das in Be-
wegung geraten ist, hat Auswirkungen 
auf alle fünf Bestandteile; und umge-
kehrt: Die Positionierung jedes einzel-
nen dieser Bestandteile hat Folgen auf 
das System. Hierüber nachzudenken 
und zu sprechen, nahmen wir als Anre-
gung für zu Hause mit. 
 
Besuch im Haus der Geschichte 
 
Da wir noch Zeit hatten und sowieso 
im Rheinland waren, machten wir auf 
der Rückfahrt noch einen Zwischen-
stopp im Bonner Haus der Geschichte. 
Hier ist eine Dauerausstellung über die 
Geschichte Nachkriegsdeutschlands zu 
sehen: Über die Last der Vergangen-
heit und Teilung Deutschlands 1945-
1949, über die Aufbauphase in der 
Adenauer-Ära 1949-1963, über Konti-
nuität und Wandel 1963-1974, über die 
neuen Herausforderungen 1974-1989 
bis zu der Phase nach der Wiederverei-
nigung bis heute. Schließlich ging es 
Sonntagabend zurück Richtung Wies-
baden, wo wir, fast noch pünktlich zur 
Tagesschau eintrafen. Es wird für uns 
nicht das letzte kas-Seminar gewesen 
sein. 
 

(Marcus Auth) 
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Diese Frage sollte hoffentlich bald der 
Vergangenheit angehören. Denn seit 
dem 1. Januar 2009 sind die so ge-
nannten haushaltsnahen Dienstleistun-
gen und Handwerkerleistungen für 
Privathaushalte steuerlich deutlich 
besser absetzbar.  
 
Das Ziel ist es, das Potential der Haus-
halte als Arbeitgeber stärker zu för-
dern. Und ganz nebenbei bekämpfen 
wir damit auch die Schwarzarbeit.  
 
Seit Jahren verfolgt die CDU dieses 
Anliegen beharrlich und setzt schritt-
weise immer neue Verbesserungen 
durch. So auch jetzt. Zwar war es ge-
gen den Willen der SPD bislang nicht 
möglich, das Idealziel der unbegrenz-
ten steuerlichen Absetzbarkeit von 
haushaltsnahen Beschäftigungsverhält-
nissen zu erreichen. Aber die immer 
wieder aufgegriffene Diskussion hat 
nun dazu geführt, dass mit den Kon-
junkturmaßnahmen vom Herbst 2008 
weitere Neuerungen beschlossen wur-
den.  
 
So wurde die steuerliche Ermäßigung 
für Handwerkerkosten nun auf 20 Pro-
zent von 6.000 Euro Rechnungsbetrag 
verdoppelt. Eigentümer und Mieter 
können damit zukünftig 1.200 Euro 
statt bisher 600 Euro pro Jahr an Hand-
werkerkosten steuerlich geltend ma-
chen. Vorausgesetzt, es handelt sich 
um Renovierungs-, Erhaltungs-, und 
Modernisierungsmaßnahmen, und der 
Rechnungsbetrag wird nachweislich 
(Bankbeleg) überwiesen. Barzahlun-
gen - auch mit Rechnung - reichen 
alleine nicht aus, um die steuerliche 
Ermäßigung in Anspruch zu nehmen. 
Die Handwerkerleistungen müssen 
nach dem 1. Januar 2009 erbracht und 
bezahlt worden sein. 
 
Wenn private Haushalte Hilfe beim 
Einkaufen, Reinigen, Bügeln oder Wä-
sche waschen brauchen, können sie 
seit Januar diese so genannten haus-
haltsnahen Dienstleistungen bzw. Be-
schäftigungsverhältnisse stärker als 
bislang bei der Steuer geltend machen. 

Darunter fallen auch Dienste zur 
Betreuung von Kindern oder zur Pfle-
ge von Angehörigen. Die Steuerermä-
ßigung beträgt 20 Prozent der Kosten 
bzw. bis zu 4.000 Euro pro Jahr. Für 
geringfügige Beschäftigungen im 
Haushalt wie z. B. Hilfen beim Ein-
kaufen oder Putzarbeiten gibt es bis zu 
510 Euro Steuerermäßigung. Auch die 
haushaltsnahen Leistungen müssen für 
einen Steuerabzug obligatorisch mit 
Rechnung und Bankbeleg nachgewie-
sen werden. Die Leistungen können 
auch von Heimbewohnern geltend 
gemacht werden, wenn sie eine abge-
schlossene Wohnung haben. 
 
Steuerlich begünstigt sind dabei nur 
Arbeitsmaßnahmen, wie sie üblicher-
weise im Haushalt stattfinden: Kinder-
betreuung, Wohnungsputz, Gartenpfle-
ge, Umzug, Pflege von Angehörigen. 
Nicht dazu gehört beispielsweise Mu-
sik- oder Sprachunterricht im Haus. 
Vor allem die Pflege von Angehörigen 
wird noch an Bedeutung gewinnen. 
 
Kein Wunder also, dass die Diskussion 
um Pflege im Haushalt und um 
Schwarzarbeit nicht abreißt. Eine stär-
kere steuerliche Absetzbarkeit wäre 
hier genau der richtige Weg, um Fami-
lien die häusliche Pflege finanziell zu 
erleichtern! Ich werde mich deshalb 
weiterhin für dieses Ziel einsetzen. Der 
Haushalt ist ein Arbeitgeber mit gro-
ßem Potential. Es wäre falsch, dies 
nicht zu nutzen. 
 
Potential für die Familie 
 
Wie immer, wenn etwas Sinn macht, 
verbreitet die LINKE dazu Unsinn. Die 
steuerliche Absetzbarkeit von haus-
haltsnahen Dienstleistungen nennt sie 
ein „Dienstmädchenprivileg“. Das ist 
nicht nur ideologische Verblendung. 
Sondern das gehört zur Strategie der 
LINKEN, Neiddebatten zu entfachen 
und die Menschen gegeneinander auf-
zuhetzen.   
 
Die Wirklichkeit sieht anders aus:  
 

die berufstätige Mutter, die Kinder und 
Beruf miteinander verbinden möchte 
oder muss, 
 
das Ehepaar, das den bettlägerigen 
Schwiegervater pflegt und ihn mög-
lichst lange bei sich behalten möchte, 
 
die Doppelverdiener mit einer 60-
Stunden-Woche, die Haus und Garten 
nicht selbst versorgen können. 
 
Sie alle profitieren von der besseren 
steuerlichen Absetzbarkeit. Hier geht 
es nicht um irgendwelche Großgrund-
besitzer und ihre „Dienstmädchen“. 
Hier geht es um ganz normale Leute, 
die sich eine Dienstleistung nach Hau-
se holen, die damit Arbeit schaffen, 
und die die Kosten dafür nun endlich 
in einem ordentlichen Umfang abset-
zen können. Und dabei spielt das The-
ma Pflege im Übrigen eine Hauptrolle. 
Wussten Sie, dass in Deutschland von 
2,2 Millionen pflegebedürftigen Men-
schen 1,5 Millionen zuhause gepflegt 
werden? Übrigens mit nur einem 
Bruchteil an professionell ausgebilde-
ten Pflegern im Vergleich zum statio-
nären Bereich.  
 
Dies zeigt, dass es gerade im Bereich 
der Pflege noch viel Bedarf gibt. Des-
halb kann die haushaltsnahe Dienst-
leistung übrigens von den Angehörigen 
nicht nur dann steuerlich berücksich-
tigt werden, wenn sie im eigenen 
Haushalt stattfindet, sondern auch, 
wenn sie im Haushalt der zu pflegen-
den Person ausgeführt wird.  
 
Potential für die Dienstleistenden 
 
Aber das ist nicht alles: Eine Phrase 
wie das „Dienstmädchenprivileg“ ver-
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kennt, dass hinter jeder Dienstleistung 
auch ein Mensch steht, der sie erbringt. 
Dieser sollte sozial abgesichert arbei-
ten. Das schützt Auftraggeber und 
Auftragnehmer gleichermaßen vor den 
Folgen von Unfällen und anderen 
Problemen.  
 
Auch werden deutlich mehr Menschen 
darüber nachdenken, haushaltsnahe 
Dienstleistungen anzubieten und damit 
neue Arbeitsplätze zu schaffen. Denn 
der Markt für Dienstleistungen wird - 
gerade in einer alternden Gesellschaft - 
noch stark zunehmen. 
 
In Wiesbaden gibt es beispielsweise 
das Projekt „Wiesbadener Alltags-

Engel“. Oberbürgermeister Dr. Helmut 
Müller hat sich für diese beschäfti-
gungspolitische Initiative eingesetzt 
und sie zunächst mit dem Personal-
dienstleister Randstad ins Leben geru-
fen. 
 
Die „Alltags-Engel“ bieten für 12 Euro 
pro Stunde inklusive aller Nebenkosten 
Hilfe bei Tätigkeiten im und um den 
Haushalt oder im Alltag an. Sie sind 
aktuell bei der Arbeiterwohlfahrt 
Wiesbaden (AWO) sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt.  
 
Das Projekt bietet Menschen in Wies-
baden eine faire Chance auf Arbeit. 
Die Helfer sind angemeldet, sozialver-

sichert und erhalten einen festen Stun-
denlohn. Jeder kann die Helfer per 
Telefon buchen und erhält nach geta-
ner Arbeit eine Rechnung, die er über-
weisen muss, und die dann steuerlich 
absetzbar ist. 
 
Mit Initiativen wie dieser dürfte sich 
die Frage „Mit Rechnung oder ohne“ 
eigentlich gar nicht mehr stellen. 
 
Ihre Kristina Köhler 
 
 
Mehr von unserer Bundestagsabge-
ordneten und ihrer Arbeit unter 
www.kristina-koehler.de 

In Deutschland wird von der SPD mit 
ihrem neuen Linkstrend der Vorstoß 
unternommen, eine zusätzliche „erhöh-
te Reichensteuer“ einzuführen. Bei 
dieser erneuten Jagd auf die „Reichen“ 
wird sie tatkräftig von Oskar Lafontai-
nes Linkspartei unterstützt. Dies ist 
jedoch eine äußerst schlechte Methode 
zum Sammeln von Geld, denn 
es verbergen sich ernstzuneh-
mende Nebenwirkungen hin-
ter der Reichensteuer.  
 
Der Begriff „Reichensteuer“ 
ist eine häufig populistisch 
verwendete Wortschöpfung 
für Millionärs- oder Neidsteu-
er. Mit dieser neuen erhöhten 
Steuer sollen die oberen 
Zehntausend kräftig zur Kasse 
gebeten werden.  
 
Bewusstes Schüren von Neid ohne 
Nachzudenken 
 
Die Sozialdemokraten schüren hier 
bewusst den Neid auf die Besserver-
dienenden, ohne darüber nachzuden-
ken, dass Einkommensunterschiede 
doch oft nötig sind, um Menschen zu 
mehr Leistungen zu motivieren. Quali-
fizierte Fachkräfte haben viel Geld in 
ihre Ausbildung investiert und diese 
Investitionen müssen sich doch am 
Ende für sie lohnen. Auch wird immer 
wieder gerne vergessen, dass derjeni-

ge, der ein höheres Einkommen hat, 
auch eine höhere Steuer- und Abga-
benlast trägt als andere mit geringerem 
Einkommen. Ihnen dann noch vorzu-
werfen, dass sie immer noch zu wenig 
Steuern an den Staat zahlen, ist einfach 
absurd. 
 

Einzelunternehmer und Selbständige 
würden belastet 
 
Einzelunternehmer und Selbständige 
werden mit der weiteren Reichensteuer 
zusätzlich belastet, was sich unmittel-
bar auf die Beschäftigung auswirken 
würde.  
 
Zu weiteren unerwünschten Nebenwir-
kungen der Reichensteuer könnte nach 
Einschätzung der MIT Wiesbaden zu 
Abwanderungen von Unternehmen 
führen, was wiederum zu weniger 
Steuereinnahmen führt. Der damit ver-

bundene Verlust von Arbeitsplätzen 
wird schlichtweg ignoriert.  
 
Investitionsunlust als Folge 
 
Auch würde eine weitere erhöhte Rei-
chensteuer den Unternehmen den An-
reiz, Investitionen zu tätigen, verrin-

gern und folglich zu einem 
zusätzlichen Arbeitsplatz-
abbau führen. Wozu also 
zum Beispiel den Schritt in 
eine Selbständigkeit wagen, 
wenn der Staat den größten 
Teil der geernteten Früchte 
bekommt? 
 
Eine Reduzierung der Steu-
erbelastung muss Vorzug 
vor staatlichen Ausgaben-
programmen haben, bevor 

seitens der SPD über weitere Steuerer-
höhungen wie beispielsweise in Form 
einer neuen „erhöhten Reichensteuer“ 
nachgedacht wird.  
 
Eine Treibjagd auf die besser verdie-
nenden Leistungsträger kann sich 
Deutschland einfach nicht leisten, denn 
hoch Qualifizierte sind fast überall auf 
der Welt willkommen. 
 

(Renate Diefenbach) 
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